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Der Krieg war nur die Vorbereitung, die Vernichtung des deutschen Volkes fängt jetzt erst 
an!  
Georges Clemenceau (1841-1929, französische Politiker) 

Eröffnung der Pariser "Friedensverhandlungen" 
Der französische Marschall Ferdinand Foch schrieb am 10. Januar 1919 an die Bevollmäch-
tigten der alliierten Mächte (x243/12): >>Deutschland bleibt noch für lange Zeit, bis zu einer 
völligen Wandlung seiner Politik und seiner Weltanschauung, eine furchtbare Bedrohung für 
die Zivilisation. ... 
Die Natur hat nur eine Schranke über den Weg des einbrechenden Feindes gezogen: den 
Rhein. Er muß ... schon im Frieden besetzt und befestigt werden. ...<<  
Am 18. Januar 1919 wurden in Paris die "Friedensverhandlungen" für den Ersten Weltkrieg 
eröffnet. An den Verhandlungen, die von Januar bis April 1919 geführt wurden, nahmen zwar 
die Vertreter aus 27 Siegermächten teil, aber die Entscheidungen fällte schließlich nur der 
"Rat der Großen Vier", der französische Ministerpräsident Georges Clemenceau, der britische 
Premierminister David Lloyd George, US-Präsident Thomas W. Wilson und der italienische 
Ministerpräsident Vittorio E. Orlando bzw. der "Rat der Großen Drei" - ohne Orlando. Die 
besiegten Staaten der "Mittelmächte" - Deutsches Reich, Österreich-Ungarn, Osmanisches 
Reich und Bulgarien - und Sowjet-Rußland schloß man von allen Verhandlungen aus.  
Obgleich die Deutschen den besiegten Franzosen in den Jahren 1814/15 und 1871 äußerst 
maßvolle Forderungen und faire Friedensbedingungen gestellt hatten, erwiesen sich vor allem 
die Franzosen nach dem Ersten Weltkrieg als besonders ungerechte und rachsüchtige Sieger.  
Georges Clemenceau, der den Vorsitz der "Friedensverhandlungen" übernahm, setzte alle 
französischen Forderungen unerbittlich durch. Clemenceau - Beiname: "Der Tiger", prägte 
damals z.B. den Ausspruch: "Frieden ist nur die Fortsetzung des Krieges". Clemenceau war 
ein unnachgiebiger, rachsüchtiger Greis, der besonders durch die bittere französische Nieder-
lage von 1870/71 geprägt worden war.  
Der französische Minister- und Kriegspräsident Clemenceau, der die Zerschlagung des Deut-
schen Reiches und Errichtung von kleinen Teilstaaten sowie die Abtrennung des Rheinlandes 
anstrebte, erklärte später (x063/521): >>... Je mehr einzelne und unabhängige Republiken in 
Deutschland errichtet werden, desto glücklicher werde er sein ...<<  
Der britische Ministerpräsident Lloyd George, der den Engländern bereits während des Krie-
ges versprach: "Deutschland zahlt alles!", versuchte nach dem Kriegsende vergeblich, die 
rachsüchtigen Franzosen zu stoppen.  



 2 

Der französische Schriftsteller und Kritiker Anatole France (1844-1924, eigentlich Jacques-
Anatole Thibault) schrieb später über den Versailler Vertrag (x340/198): >>… Der fürchter-
lichste aller Kriege hatte einen Friedensvertrag zur Folge, der kein Vertrag des Friedens ist, 
sondern die Fortsetzung des Krieges. Europa wird daran zugrunde gehen, wenn es nicht die 
Vernunft zu seinem Ratgeber wählt.<< 
Lloyd George erklärte damals in Versailles (x059/30): >>Wir müssen uns bemühen, eine Ord-
nung des Friedens zu entwerfen, als wären wir unparteiische Schiedsrichter, die die Leiden-
schaften des Krieges vergessen haben. ...<<  
Frankreich, England und Nordamerika wollten zwar angeblich nur den "preußischen Milita-
rismus" und die ständige "deutsche Bedrohung" ausmerzen, aber tatsächlich beabsichtigte man 
vor allem die Zerschlagung der mächtigen bzw. lästigen deutschen Industrie- und Handels-
macht.  
Die maßgeblichen westeuropäischen Siegermächte beschlossen schließlich in Versailles, die 
deutsche Militär- und Wirtschaftsmacht endgültig auszuschalten. Bei diesen Verhandlungen 
ging es den Siegerstaaten Frankreich und England nicht um einen gerechten Frieden - ohne 
"Sieger und Besiegten". In erster Linie wollte man das Deutsche Reich - wie z.B. 1648 - voll-
ständig kontrollieren und langfristig schwächen, um die französisch-englische Vormachtstel-
lung in Europa zu sichern. Die getreuen Verbündeten sollten außerdem die zugesagten Beloh-
nungen erhalten. Die ungerechten Vorverurteilungen des deutschen Kriegsgegners verdeckten 
eigentlich nur die wahren machtpolitischen Interessen der Siegermächte.  
Der britische Politiker David Lloyd George (1863-1945, 1916-22 Ministerpräsident) schrieb 
später über die rücksichtslosen Versailler Friedensverhandlungen (x321/80): >>Die interna-
tionalen Bankiers diktierten die Reparationsübereinkommen. Die Besitzer unserer National-
banken schoben Diplomaten, Politiker, Juristen und Journalisten beiseite und erließen ihre 
Befehle mit dem gebieterischen Wesen absolutistischer Monarchen, die wußten, daß es gegen 
die grausamen Dekrete keinen Einspruch gab. …<< 
Die Londoner "Times" schrieb im Jahre 1919 (x063/527): >>... Sollte Deutschland in den 
nächsten 50 Jahren wieder Handel zu treiben beginnen, so haben wir diesen Krieg umsonst 
geführt.<<  
Winston S. Churchill (1874-1965, seit 1911 britischer Marineminister) schrieb später über die 
rücksichtslosen Versailler Friedensverhandlungen (x069/122, x320/19): >>... Dahin waren die 
Tage von Utrecht und Wien, wo aristokratische Staatsmänner und Diplomaten, Sieger und 
Besiegte ohne Unterschied in höflicher und höfischer Disputation zusammenkamen, um fern 
und frei vom Lärm und sprachverwirrenden Geschrei der Demokratie die starken Systeme neu 
zu schaffen, über deren Grundlage sie alle eines Sinnes waren.  
Diesmal umstanden die Völker in vielen Millionen den Konferenztisch und verlangten volle 
und ungeschmälerte Vergeltung. Wehe den Führern, wenn sie auf der schwindelnden Höhe 
des Triumphs am Verhandlungstisch verspielten, was die Soldaten auf hundert blutgetränkten 
Schlachtfeldern gewonnen hatten! …<< 
>>… Die wirtschaftlichen Bestimmungen des Vertrages waren so bösartig und töricht, daß sie 
offensichtlich jede Wirkung verloren. Deutschland wurde dazu verurteilt, unsinnig hohe Re-
parationen zu leisten.<< 
Der damalige italienische Ministerpräsident Francesco Nitti (1868-1953) schrieb später über 
die rücksichtslosen Versailler Friedensverhandlungen (x320/19): >>Noch niemals ist ein 
ernstlicher und dauerhafter Friede auf die Ausplünderung, die Quälerei und den Ruin eines 
besiegten Volkes gegründet worden. …<<  
Die führenden Alliierten hielten ihre geheimen Absprachen und Verträge konsequent ein. 
Während der erbitterten Kämpfe um die Kriegsbeute wurde das "14 Punkte-Programm" des 
nordamerikanischen Präsidenten entweder überhaupt nicht beachtet oder nur in abgeänderten 
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Formen übernommen.  
Als US-Präsident Wilson, der vermeintliche "Apostel des Friedens" bzw. Verteidiger der Völ-
ker- und Menschenrechte, seine Friedensvorstellungen nicht durchsetzen konnte, opferte er 
schließlich den "gerechten Frieden" für die Schaffung des Völkerbundes. Wilson, der 1919 
den Friedensnobelpreis erhielt, zog sich schließlich kampflos und verbittert in die bisherige 
nordamerikanische Isolationspolitik zurück und kümmerte sich während seiner restlichen 
Amtszeit nicht mehr um die wirren Nachkriegsverhältnisse in Europa 

 
Abb. 54 (x065/369): "Unter Göttern":  Woodrow Wilson, wo sind deine 14 Punkte? - Keine 
Aufregung, oh Lord, deine 10 Gebote haben wir auch nicht gehalten (Simplicissimus vom 17. 
Juni 1919). 
Robert Lansing (1864-1928, von 1915-20 US-Außenminister) schrieb später über die rück-
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sichtslosen Versailler Friedensverhandlungen (x320/19): >>Die Friedensbedingungen er-
scheinen unsagbar hart und demütigend, während viele von ihnen mir unerfüllbar erschei-
nen.<< 
Ein nordamerikanischer Konferenzteilnehmer berichtete später über die Versailler "Friedens-
verhandlungen" (x243/12): >>Der Präsident Wilson hatte die Ärmel hochgekrempelt. Es gab 
keinen, dem er Vertrauen durfte. ... Als erstes begann er ein zähes Ringen um die Minderung 
der französischen Forderungen nach dem linken Rheinufer, einer rheinischen Republik und 
nach den Kohlengruben der Saar.  
Keiner dieser Ansprüche ließ sich mit der in den Vierzehn Punkten enthaltenen Zusicherung 
von der Selbstbestimmung in Einklang bringen. Ende März gipfelte die Konferenz in einem 
persönlichen Streit mit Clemenceau. ... 
Nach einer Erkrankung Wilsons, 10 Tage später.  
Wilson bewilligt Frankreich die Saar und das linke Rheinufer. ... Er stimmt der Forderung 
nach unbegrenzten Reparationszahlungen Deutschlands zu. ... 
In den Staaten sind die Mitglieder des Senats und ... das Komitee für auswärtige Fragen em-
pört, weil niemand daran gedacht hatte, ihnen den offiziellen Wortlaut des Vertrages zugehen 
zu lassen. Sie müssen die Einzelheiten aus den Zeitungen entnehmen. Die weiterblickenden 
Amerikaner in Paris nehmen den Vertrag beinahe mit der gleichen Bestürzung auf wie die 
Deutschen. ...<<  
Die deutschen Autoren Dr. Thomas Jung und Friedrich Georg schrieben später (im Jahre 
2019) in ihrem Buch "1918 - Die Tore zur Hölle. Die verheimlichte Wahrheit über den Unter-
gang des deutschen Kaiserreiches" über US-Präsident Wilson (x340/112): >>… Manchen der 
führenden deutschen Verantwortlichen dürfte bekannt gewesen sein, daß US-Präsident nichts 
anderes war als ein willfähriger Interessenvertreter der Wall-Street-Banken, besonders aber 
von J. P. Morgan. 
Schon 1912 hatte der Geldadel Wilsons Wahlkampfhauptquartier gestellt; mehr als zwei Drit-
tel seiner Wahlkampfmittel stammten direkt von den Finanziers der Wall Street. 
Man hatte sicherheitshalber dafür gesorgt, daß sich Wilson als Graue Eminenz den Vertrau-
ensmann der Banker und überzeugten Deutschenfeind Edward Mandel House als erste Hand 
zur Seite stellte. "Colonel" House kontrollierte jeden Schritt Wilsons, so daß die Regierungs-
gewalt in Amerika Zug um Zug in die Hände der Investmentbanker um J. P. Morgan fiel. 
Für diese Leute wäre ein 1918 durchaus möglicher Ausgleichsfrieden zwischen Deutschland 
und den Alliierten gleichbedeutend mit dem eigenen Ruin gewesen. … 
Deutschland wäre in diesem Fall zwar wirtschaftlich geschwächt gewesen, England aber 
bankrott und die amerikanische Wirtschaft in einer Depression; ganz davon abgesehen, daß 
Deutschland seine der angloamerikanischen Elite verhaßte Führungsposition in Europa behal-
ten hätte. Genau darum ging es! Man wollte ungestört herrschen und Geschäfte machen. 
Der ehemalige US-Außenminister Henry Kissinger bestätigte in der Welt am Sonntag vom 13. 
November 1994: "Letztlich wurden zwei Weltkriege geführt, um eine dominante Rolle 
Deutschlands zu verhindern." …<< 
Die Vermischung der europäischen und nordamerikanischen Vorstellungen wirkte sich für das 
Deutsche Reich bzw. für die verhaßten "deutschen Hunnen" ausgesprochen verhängnisvoll 
aus. Fast alle Vereinbarungen und verbindlichen Zusagen des Waffenstillstandsvertrages blie-
ben unberücksichtigt. Die Siegermächte ignorierten ferner Völker- und Menschenrechte, die 
sie angeblich bewahren und schützen wollten. Vor allem für die Deutschen in Ost-
Mitteleuropa sollte sich diese völkerrechtswidrige "Friedenspolitik" besonders verheerend 
auswirken.  
Die nordamerikanische Weltkriegsteilnahme und die erstmalige Beteiligung an der Europa- 
und Weltpolitik veränderten die jahrhundertealten europäischen Macht- und Kräfteverhältnis-
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se grundlegend. Durch die nordamerikanische Intervention in Westeuropa und nach der bol-
schewistischen Revolution in Osteuropa wurde spätestens im Jahre 1917 ein neues Zeitalter 
der Ideologien eröffnet: "Mission gegen Mission" - "Macht gegen Macht".  
Nordamerika war zwar schon seit der Jahrhundertwende eine Wirtschafts- und Militärwelt-
macht, aber politisch waren die Vereinigten Staaten von Amerika alles andere als eine Super-
macht. Im Jahre 1909 verfügte das US-Außenministerium lediglich über 35 Beamte, die mit 
den äußerst schwierigen europäischen Verhältnissen meistens überhaupt nicht vertraut waren 
(x041/178). Aufgrund der gleichgültigen und naiven US-Außenpolitik wurden in Europa letz-
ten Endes chaotische Verhältnisse geschaffen, die Hitlers und Stalins Terrorsysteme nach-
weislich erheblich förderten.  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein berichtete später über die Versailler 
"Friedensverhandlungen" (x063/522): >>Ende Januar 1918 hatte die große New Yorker Zei-
tung "Evening Post", die im Besitz Villards war, die Geheimverträge der Alliierten veröffent-
licht, die die Engländer und Franzosen ängstlich vor Amerika zu verstecken suchten. Sie wa-
ren der kommunistischen Regierung bei der Öffnung der russischen Staatsarchive in die Hän-
de gefallen und erreichten Villard durch eine Kette glücklicher Umstände. Die Echtheit ist nie 
bestritten worden. Diese Geheimverträge enthüllten die imperialistischen Pläne Frankreichs 
und sind ein Beweis, daß die Annahme der Vierzehn Punkte Wilsons durch Frankreich unauf-
richtig war. 
Im September 1916 hatte die französische Regierung … beschlossen, das gesamte linksrheini-
sche Gebiet loszubrechen. Es sollten unter französischer Besatzung "autonome Republiken" 
gebildet werden. Rußlands Zustimmung zu diesem Plane wurde durch die Einräumung völli-
ger Handlungsfreiheit in Ostdeutschland gewonnen.  
Marschall Fochs Memorandum vom 27. November 1918 liegt durchaus auf der Linie dieser 
Verträge. Es zielte auf die Auslöschung der deutschen Souveränität westlich des Rheines hin. 
Eine oder mehrere autonome rheinische Republiken sollten errichtet und die männliche Be-
völkerung zum Militärdienst eingezogen werden, um im Kriegsfall gegen Deutschland zu 
kämpfen. Die dauernde Besetzung der rechtsrheinischen Brückköpfe war gleichfalls vorgese-
hen. ...<<  
Der deutsche Historiker Jost Dülffer schrieb später über die Versailler "Friedenskonferenz" 
(x106/7): >>... Nach dem Ersten Weltkrieg fing es an, und Georg Kennans Kennzeichnung, er 
sei die "Urkatastrophe" unseres Jahrhunderts gewesen, trifft den Kern. Hier entluden sich lan-
ge aufgestaute innergesellschaftliche Spannungen und zwischenstaatliche Konflikte in einem 
neuartigen Massenmorden. Er wurde aber auch deswegen als "Krieg, der alle Kriege beenden 
sollte" proklamiert, und genau das erwies sich als schwierig. 
Gewiß gingen die Friedensmacher nach Kriegsende mit der Absicht ans Werk, eine dauerhafte 
Weltordnung zu schaffen. Aber sie scheiterten damit in längerer Sicht. 
Der Keim dazu, der den Zweiten Weltkrieg brachte, war in der Saat des Friedensvertrages von 
Versailles 1919 bereits enthalten. Man hat den US-amerikanischen Präsidenten Woodrow 
Wilson, den britischen Premierminister David Lloyd George und den französischen Minister-
präsidenten Georges Clemenceau heftig gescholten, hat gesagt, ihnen sei die Kunst des Frie-
densschlusses abhanden gekommen. ...<<  
Der deutsche Historiker Peter März berichtete später über die Versailler "Friedenskonferenz" 
(x312/216): >>... Die Friedenskonferenz von Versailles wurde am 18. Januar 1919 eröffnet, 
pikanterweise exakt 48 Jahre nach der Proklamation des deutschen Kaiserreiches am selben 
Ort.  
Aber es gab keine deutsche Beteiligung. Die Entscheidungen fielen zwischen den großen drei, 
dem amerikanischen Präsidenten Wilson, dem britischen Premierminister Lloyd George und 
dem französischen Ministerpräsidenten Clemenceau.  
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Als man sich geeinigt hatte, wurden die deutschen Delegierten einbestellt und erhielten am 7. 
Mai 1919 den Entwurf des Friedensvertrages. Sie konnten schriftlich Stellung nehmen und 
daraus ergab sich dann ein Notenwechsel mit einigen für Deutschland günstigen Modifikatio-
nen. Aber es gab keinerlei Aussprache.  
Diese Kommunikationsverweigerung war ein Novum. Sie zeigte aber auch deutlich, wie weit 
die emotionalen Verhärtungen gingen. Naturgemäß stimmen sich bei Friedenskongressen die 
diversen Parteien und Allianzgruppen untereinander ab und gehen nicht unvorbereitet und 
ohne Konzept in die Verhandlungen mit der Gegenseite. Aber selbst eine solche Form der 
präparierten und dosierten mündlichen Aussprache war Deutschland nicht zugestanden wor-
den.  
Das Zweite, was man sehen muß, ist der schiere Umfang des Vertrages: Die vom Auswärtigen 
Amt 1919 herausgegebene, dreisprachige englische, französische und deutsche Ausgabe wiegt 
1.140 Gramm (!), sie umfaßt 440 Artikel und 455 Seiten. ...<<  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die Ver-
sailler "Friedensverhandlungen" (x068/195-196,199): >>... Mündliche Auseinandersetzungen 
wurden den Deutschen verweigert, ihre schriftlichen Gegenvorschläge weitgehend abgelehnt. 
Wilson hatte wenigstens Verhandlungen im vollen Licht der Öffentlichkeit zugesagt - gleich 
der erste seiner 14 Punkte. ...  
Entschieden aber wurde im geheimen Komitee der fünf Großmächte, gewöhnlich durch ihre 
Regierungschefs und Außenminister. Als sich Japan zurückzog, konferierten im Rat der Vier 
nur noch Wilson, Clemenceau, Lloyd George und Orlando, wobei die letzten Entscheidungen 
zwischen Wilson und Clemenceau gefällt worden sind. ... 
Zwar verhinderte Wilson Deutschlands Zerstückelung durch Etablierung eines linksrheini-
schen Pufferstaates, womit der lebenslange Opportunist Konrad Adenauer durchaus einver-
standen war; doch auch Lloyd George verwarf, wie Wilson, die von Frankreich geforderte 
Abspaltung einer "Rheinischen Republik". Beide wollten unter keinen Umständen eine weite-
re Verstärkung Frankreichs, sondern Deutschland als Gegenspieler auf dem Kontinent. 
Im übrigen aber machte Wilson Franzosen und Briten eine Konzession nach der anderen. Er 
war mit der Beschlagnahme des deutschen Auslandsguthabens von rund 10 Milliarden Gold-
mark ebenso einverstanden wie mit der Überführung der saarländischen Kohlenbergwerke in 
französisches Eigentum. Und er billigte auch die Ausdehnung der deutschen Wiedergutma-
chungsverpflichtung von den zivilen Schäden auf alle Kriegskosten, was die dem Waffenstill-
stand vorangegangenen Vereinbarungen eindeutig verletzte.  
Überhaupt hielt Wilson den Vertrag von Versailles zwar für hart, doch für gerecht. Dabei 
wurde das Selbstbestimmungsrecht der Völker völlig preisgegeben. Millionen Deutsche - ka-
men gegen ihren Willen - unter französische, tschechische, polnische Herrschaft. ...<< 
>>... Mit Deutschland wurde 1919 nicht einmal verhandelt. Man präsentierte am 28. Juni - 
dem Jahrestag von Sarajewo - im Spiegelsaal von Versailles einfach den fertigen Vertrag. Und 
der war ein rückhaltloser Bruch des Waffenstillstandsabkommens.  
Außenminister Graf Brockdorff-Rantzau, der Führer der deutschen Delegation in Versailles, 
verweigerte seine Unterschrift und demissionierte. Johann Giesberts, Reichsminister seit 
1919, rief beim Lesen der langen Anklageschrift: "Dieser schamlose Vertrag, ... ich habe bis 
heute an Wilson geglaubt. Ich hielt ihn für einen Ehrenmann und jetzt schickt uns dieser 
Schurke einen solchen Vertrag". ...<<  
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete später über die Waf-
fenstillstands- und Friedensverhandlungen des deutschen Politikers Matthias Erzberger 
(x878/...): >>... Hatte doch US-Präsident Wilson im letzten seiner 14 Punkte zum Friedens-
programm vom 8. Januar 1918 die Errichtung eines Völkerbundes gefordert. ... 
Es kam anders, wie man im Nachhinein weiß. Die Alliierten hörten niemand an und ließen 
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keinerlei Argumente gelten. Der Waffenstillstand, dem - um das zu wiederholen, die Oberste 
Heeresleitung zustimmte, um dann den Anschein zu erwecken, als hätte sie mit der Sache 
nichts zu tun - hatte aus der Sicht der Alliierten vor allem den Zweck, ein deutsches Aufbe-
gehren, einen erneuten Widerstand nach Bekanntwerden der Friedensbedingungen zu verhin-
dern. …  
Der Waffenstillstand war ein einseitiges Diktat. Beim Versailler Frieden war es genauso. Die 
deutsche Delegation, die zu Verhandlungen erst gar nicht zugelassen wurde, wurde außerhalb 
von Versailles festgehalten und festgesetzt - hinter Stacheldraht! … Die Alliierten waren nicht 
bereit, Deutschland einen maßvollen Frieden zu gewähren, wie etwa Frankreich 1815.  
Ein maßvoller Frieden wäre theoretisch die eine Möglichkeit gewesen. Aber Deutschland, das 
im Krieg 4 Jahre lang gegen den Rest Europas standgehalten hatte und erst durch das Eintre-
ten der außereuropäischen Macht USA niedergerungen werden konnte, war schlicht zu mäch-
tig. Das europäische Gleichgewicht war nachhaltig gestört. Dieses geballte Potential mitten in 
Europa mußte aus Sicht der Alliierten und Rußlands bis 1917 irgendwie entschärft, der Kraft-
klotz gebändigt werden. Ein Verständigungsfrieden hätte aus Sicht der Alliierten tendenziell 
eine deutsche Hegemonie in Europa bedeutet. Das wollten weder Frankreich noch England - 
unter gar keinen Umständen.  
Die andere Möglichkeit war, Deutschland so zu schwächen, daß es auf absehbare Zeit kein 
entscheidender Machtfaktor mehr werden konnte. Das konnte am besten durch eine Teilung 
des Deutschen Reiches erreicht werden, das ja erst knapp ein halbes Jahrhundert zuvor ge-
schaffen worden war. Die Teilung war die politische Logik, eigentlich Notwendigkeit, wenn 
ein Verständigungsfrieden nicht möglich war. Das hat mit politischer Moral, angeblicher Bös-
artigkeit der Deutschen, Kriegslüsternheit und Militarismus, deutscher Kriegsschuld etc. über-
haupt nichts zu tun.  
Wie wir heute wissen, gab es solche Teilungspläne bei den Alliierten. Verwirklicht wurden sie 
dann nach dem 2. Weltkrieg mit dem insgeheimen Einverständnis der europäischen Mächte. 
Man denke nur an den Widerstand von Frau Thatcher und anderer gegen die Wiedervereini-
gung 1990! ...<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 17. Januar 2009) 
über die Pariser Friedenskonferenz (x887/...): >>Keim des Zweiten Weltkriegs 
Vor 90 Jahren begann die Pariser Friedenskonferenz 
Nachdem die Mittelmächte im November 1918 ihre Kriegsgegner um Waffenstillstand und 
Frieden gebeten hatten, trat am 18. Januar 1919 in Paris eine Friedenskonferenz zusammen. 
32 Staaten, die sich als Sieger fühlten, kamen zusammen, um ihre Forderungen nach Repara-
tionen und wohl auch Kriegsbeute gegen die unglücklichen Verlierer zu beraten. Die Verlie-
rerstaaten, Deutsches Reich, Österreich-Ungarn, Bulgarien und die Türkei, waren zu den Be-
ratungen nicht zugelassen, weswegen man auch von einer Konferenz der Siegermächte statt 
von einer Friedenskonferenz sprechen könnte.  
Die Ergebnisse sollten den Verlierern später diktiert werden. Friedensdiktate sind für den Sie-
ger immer etwas Schönes. Allerdings sind sie historisch betrachtet auch wieder unbequem, 
weil demaskierend. Sie decken nämlich für die Nachwelt ungeschminkt die Kriegsziele auf - 
auch solche, die politisch unklug oder gar völkerrechtswidrig waren. Die wichtigsten waren 
damals:  
1. Die Zerschlagung Deutschlands als Wirtschaftsmacht. Von Spitzentechnologie über die 
Schwerindustrie bis zu den Kuckucksuhren sollten die ungeliebten deutschen Konkurrenten 
verschwinden. 
2. Die Ausschaltung der deutschen Dominanz auf dem europäischen Festland. 
3. Territoriale Veränderungen und Einlösung der Versprechen an die Vasallen und Helfer. 
Hierzu war die Zerschlagung der Türkei und Österreich-Ungarns vorgesehen. 



 8 

4. Die Auslieferung von 859 angeblichen Kriegsverbrechern, darunter Generalfeldmarschall 
Paul von Hindenburg und Kaiser Wilhelm II. höchstselbst. 
5. Schließlich sollte das besiegte Deutschland auch noch seine alleinige Kriegsschuld aner-
kennen. 
Daneben standen noch die Einzelinteressen der "Siegermächte". 
Großbritannien wollte die deutsche Handels- und Kriegsflotte liquidieren. Es wollte allerdings 
auch keinesfalls eine französische gegen die so mühsam beseitigte deutsche Festlandsdomi-
nanz eintauschen. Die britischen Kriegsschulden in den USA wollte man auf Deutschland ab-
wälzen. 
Frankreich stand hier im Gegensatz zu Großbritannien, weil es genau die 1814/1815 bezie-
hungsweise 1871 verlorene Festlandsdominanz zurückerwerben wollte. Gleich England wollte 
man die französischen Kriegsschulden in den USA an Deutschland "weiterreichen". ... 
Einigkeit konnten die Alliierten bald über die finanziellen Forderungen erzielen. Die Summe 
der Forderungen wurde immer weiter angehoben, um alle zu befriedigen.<<  
Der russische Schriftsteller Nicolai Starikow schrieb später über die Folgen des Versailler 
Vertrages (x337/148): >>Nach Versailles unterstand Deutschland tatsächlich einer dezenten 
Besetzung. Deutschlands Unabhängigkeit war damals so vorgetäuscht wie zum Beispiel heute 
diejenige des Irak. 
Eine Regierung, eine Flagge und eine Nationalhymne, das alles hat es gegeben, aber nicht die 
Fähigkeit, eigenständige Lösungen zu entwickeln. England und die USA konnten in Deutsch-
land tun und lassen, was sie wollten, und wir können das Ergebnis sehen: endlose Wahlen, 
Hitlers vorzeitige Entlassung aus der Haft und dann seine Ernennung zum Kanzler. Zwischen 
1918 und 1933 geschah in Deutschland nichts auf Geheiß der Deutschen selbst. …<< 
 
Bekanntgabe der "Friedensbedingungen" 
Am 7. Mai 1919 empfing Clemenceau die deutsche Friedensdelegation erstmals im Verhand-
lungssaal in Versailles (x073/69): >>Meine Herren Delegierte des Deutschen Reiches!  
Es ist hier weder der Ort noch die Stunde für überflüssige Worte. Sie haben vor sich die Ver-
sammlung der Bevollmächtigten der kleinen und großen Mächte, die sich vereinigt haben, um 
den fürchterlichsten Krieg auszufechten, der ihnen aufgezwungen worden ist.  
Die Stunde der Abrechnung ist da. Sie haben uns um Frieden gebeten. Wir sind geneigt, ihn 
Ihnen zu gewähren. ... Wir sind aber einmütig entschlossen, sämtliche uns zu Gebote stehen-
den Mittel anzuwenden, um jede uns geschuldete berechtigte Genugtuung zu erlangen. ...<<  
Der deutsche Außenminister Ulrich Graf von Brockdorff-Rantzau, Sprecher der deutschen 
Delegation, antwortete daraufhin (x069/119): >>Wir wissen, daß die Macht der deutschen 
Waffen gebrochen ist. Wir kennen das Übermaß des Hasses, der uns entgegenspringt. Es wird 
von uns verlangt, daß wir uns als die allein Schuldigen am Kriege bekennen. Ein solches Be-
kenntnis wäre in meinem Mund eine Lüge.  
Wir bestreiten nachdrücklich, daß Deutschland, dessen Volk überzeugt war, einen Verteidi-
gungskrieg zu führen, allein mit der Schuld belastet ist. Das Maß der Schuld aller Beteiligten 
kann nur eine unparteiische Untersuchung feststellen, eine neutrale Kommission, vor der alle 
Personen der Tragödie zu Wort kommen, der alle Archive geöffnet werden.<<  
Nach der Veröffentlichung der "Friedensbedingungen" war die gesamte deutsche Nation tief 
bestürzt und restlos erschüttert, denn dieser "Friedensvertrag" sollte offensichtlich keinen 
Frieden einleiten. Obgleich alle Beteiligten genau wußten, daß eigentlich kein Staat den Aus-
bruch des Ersten Weltkrieges bewußt bzw. vorsätzlich verschuldet hatte, wurde in Paris 
hauptsächlich das Deutsche Reich für den Kriegsausbruch verantwortlich gemacht.  
Der SPD-Vorstand rief am 9. Mai 1919 die Sozialisten aller Länder um Hilfe (x034/48): 
>>Proletarier aller Länder! Vereinigt Eure Kraft um einen Gewaltfrieden zu verhindern, der 
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Europa nicht zur Ruhe kommen lassen wird. ...<<  
Reichsminister Erzberger erklärte am 9. Mai 1919 (x069/119): >>... Mit dem Revolver kann 
man von mir das Versprechen erzwingen, auf den Mond zu klettern. Deshalb fühle ich mich 
nicht verpflichtet, es auch zu tun.<<  
Der nordamerikanische Journalist Villard berichtete über die damalige deutsche Nachkriegs-
stimmung (x063/522): >>In gutem Glauben hatten sie sich übergeben; sie hatten die Bedin-
gungen des Waffenstillstands angenommen, weil die Vereinigten Staaten ihre Ehre zum Pfand 
gaben, daß der Friede auf den 14 Punkten ruhen werde. Sie waren bereit, ihren Teil des Ver-
trages zu erfüllen. Hatten sie nicht den Preis gezahlt? Und schließlich, waren sie nicht auch 
Menschen?  
Rasch wurde diese glorreiche Gelegenheit, Europa auf edlen und dauernden Grundlagen wie-
deraufzubauen, über Bord geworfen. Auch der ungeübteste Beobachter konnte sehen, wie die 
deutsche Nachkriegsstimmung sich änderte, hinwegschmolz und verflog, vielleicht um nie 
wiederzukehren ...<< 
Während einer Sitzung der deutschen Nationalversammlung lehnte die SPD-Fraktion am 12. 
Mai 1919 die Friedensbedingungen als unannehmbar ab.  
Ministerpräsident Scheidemann erklärte am 12. Mai 1919 im Namen der deutschen Reichsre-
gierung (x092/780): >>Der Vertrag ist so unannehmbar, daß ich heute noch nicht zu glauben 
vermag, die Erde könne solch einen Bruch ertragen, ohne daß aus ... allen Ländern der Ruf 
erschallt: Weg mit diesem Mordplan! ...<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" veröffentlicht später (am 28. Juni 2009) den voll-
ständigen Text der Rede, die der Reichsministerpräsident Philipp Scheidemann (SPD) als 
"Erklärung der Regierung über die Friedensbedingungen" vor der 39. Sitzung der Deutschen 
Nationalversammlung in der Neuen Aula der Universität Berlin am 12. Mai 1919 hielt. In den 
Protokollen der Nationalversammlung trug jene Sitzung den Namen "Kundgebung gegen den 
Gewaltfrieden": >>Dieser Vertrag ist unannehmbar!" 
von Philipp Scheidemann 
Meine Damen und Herren!  
Die Deutsche Nationalversammlung ist heute zusammengetreten, um am Wendepunkte im 
Dasein unseres Volkes gemeinsam mit der Reichsregierung Stellung zu nehmen zu dem, was 
unsere Gegner Friedensbedingungen nennen. 
In fremden Räumen, in einem Notquartier, in dem wir allerdings soeben herzlich willkommen 
geheißen wurden, hat sich die Vertretung der Nation zusammengefunden, wie eine letzte 
Schar Getreuer sich zusammenschließt, wenn das Vaterland in höchster Gefahr ist. 
Alle sind erschienen bis auf die Elsaß-Lothringer, denen man das Recht, hier vertreten zu sein, 
jetzt schon ebenso genommen hat, wie ihnen das Recht genommen werden soll, in freier Ab-
stimmung ihr Selbstbestimmungsrecht auszuüben.  
Wenn ich in Ihren Reihen Kopf an Kopf die Vertreter aller deutschen Stämme und Länder 
sehe, die Erwählten vom Rheinland, vom Saargebiet, von Ost- und Westpreußen, Posen, 
Schlesien, von Danzig und Memel, neben den Abgeordneten der unbedrohten die Männer aus 
den bedrohten Ländern und Provinzen, die, wenn der Wille unserer Gegner zum Gesetz wird, 
zum letzten Male als Deutsche unter Deutschen tagen sollen, dann weiß ich mich von Herzen 
eins mit Ihnen in der Schwere und Weihe dieser Stunde, über der nur ein Gebot stehen darf: 
Wir gehören zusammen! (Lebhaftes Bravo!)  
Wir müssen beieinander bleiben. (Erneuter lebhafter Beifall) Wir sind ein Fleisch und ein 
Blut, und wer uns zu trennen versucht, der schneidet mit mörderischem Messer in den leben-
digen Leib des deutschen Volkes. (Wiederholter stürmischer Beifall) Unser Volk am Leben zu 
erhalten, das ist unsere höchste Pflicht. 
Wir jagen keinen nationalistischen Traumbildern nach; keine Prestigefrage und kein Macht-
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hunger haben Anteil an unseren Beratungen. Das Leben, das nackte, arme Leben müssen wir 
für Land und Volk retten, heute, wo jeder die erdrosselnde Hand an der Gurgel fühlt. 
"Dies Buch darf nicht zum Gesetzbuch der Zukunft werden!"  
Lassen Sie mich ganz ohne taktisches Erwägen reden: was unseren Beratungen zugrunde liegt, 
dieses dicke Buch (auf die Friedensbedingungen weisend), in dem hundert Absätze beginnen: 
"Deutschland verzichtet - verzichtet - verzichtet", dieser schauerliche und mörderische He-
xenhammer, mit dem einem großen Volk das Bekenntnis der eigenen Unwürdigkeit, die Zu-
stimmung zur erbarmungslosen Zerstückelung, das Einverständnis mit Versklavung und Helo-
tentum abgepreßt und erpreßt werden soll (sehr wahr!) - dies Buch darf nicht zum Gesetzbuch 
der Zukunft werden! (Stürmischer Beifall) 
Ich habe die zuerst uns übermittelten Bedingungen unserer Gegner vor ein paar Tagen in Ver-
gleich gesetzt mit den entsprechenden Programmpunkten des Präsidenten Wilson. Darauf will 
ich heute verzichten. Seit ich die Forderungen in ihrer Gesamtheit kenne, käme es mir wie 
Lästerung vor, das Wilson-Programm, diese Grundlage des ersten Waffenstillstands, mit ih-
nen auch nur vergleichen zu wollen! (Lebhafte Zustimmung) 
Aber eine Bemerkung kann ich nicht unterdrücken: die Welt ist wieder einmal um eine Illusi-
on ärmer geworden. (Sehr wahr!) Die Völker haben in dieser an Idealen armen Zeit wieder 
einmal einen Glauben verloren. Welcher Name ist auf tausend blutigen Schlachtfeldern, in 
tausend Schützengräben, in verwaisten Familien, bei Verzweifelten und Verlassenen während 
der blutigen Jahre andächtiger und gläubiger genannt worden als der Name Wilson? 
Heute verbleicht das Bild des Friedensbringers - wie die Welt ihn sah und hoffte - hinter der 
finsteren Gestalt der Kerkermeister, an deren einen, an Clemenceau, dieser Tage ein Franzose 
schrieb: Die wilde Bestie ist bei Wasser und Brot in den Käfig gesteckt und geprügelt worden. 
Man hat ihr aber noch die Zähne gelassen und kaum die Krallen beschnitten. (Rufe: Pfui!) 
Meine Damen und Herren! Überall in Berlin hängt das Plakat, das für unsere armen Brüder in 
der Gefangenschaft werktätige Liebe wachrufen will: traurige, hoffnungslose Gesichter hinter 
Gefängnisgittern.  
Das ist das richtige Titelbild für diesen sogenannten Friedensvertrag (lebhafte Zustimmung); 
das ist das getreue Abbild von der Zukunft Deutschlands! Sechzig Millionen hinter Stachel-
draht und Kerkergittern, sechzig Millionen bei der Zwangsarbeit, denen die Feinde das eigene 
Land zum Gefangenenlager machen! 
Ich kann Ihnen aus dem unglaublich feinen Gitterwerk, mit dem uns Luft und Licht, mit dem 
uns jeder Ausblick auf Erlösung verhängt und versagt werden soll, - ich kann Ihnen aus die-
sem Gitterwerk nicht jedes Stäbchen vorführen. Bei genauerem Zusehen entdeckt man immer 
wieder eine Schlinge, in der sich die Hand verfängt, die sich in die Freiheit hinausstrecken 
will. Sie haben nichts vergessen und wohl nur hinzugelernt, was Vernichtung, was Zerstörung 
heißt. 
Dieser Vertrag ist so unannehmbar, daß ich heute noch nicht zu glauben vermag, die Erde 
könne solch ein Buch ertragen, ohne daß aus Abermillionen Kehlen aus allen Ländern, ohne 
Unterschied der Partei, der Ruf erschallt: Weg mit diesem Mordplan! 
Lassen Sie mich außerhalb unserer Grenzen beginnen: Deutschland wird, wenn die Bedingun-
gen angenommen würden, nichts mehr sein eigen nennen, was außerhalb dieser seiner vereng-
ten Grenzen liegt. Die Kolonien verschwinden; alle Rechte aus staatlichen oder privaten Ver-
trägen, alle Konzessionen und Kapitulationen, alle Abkommen über Konsulargerichtsbarkeit 
oder ähnliches, - alles, alles verschwindet! Deutschland hat im Ausland aufgehört zu existie-
ren! 
Aber das genügt noch nicht: Deutschland hat Kabel - sie werden ihm weggenommen. 
Deutschland hat Funkstationen - drei Monate nach Inkrafttreten des Friedensvertrages dürfen 
diese Stationen nur noch Handelstelegramme versenden und nur unter Kontrolle der Alliier-
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ten! Also heraus aus der Außenwelt und Abschneidung von der Außenwelt! Denn was für Ge-
schäfte zu machen sind unter der Kontrolle des Konkurrenten oder Vertragsgegners, das 
braucht nicht ausgemalt zu werden. 
"Deutschland aus der Welt wegzuradieren" 
Aber noch lange nicht genug: es könnte doch noch eine deutsche Beziehung zum Ausland 
bestehen. Also bestimmte der Rat der Vier: "Verträge zwischen Feinden gelten als aufgehoben 
…, ausgenommen solche Verträge, deren Ausführung eine Regierung der alliierten oder asso-
ziierten Mächte zu Gunsten eines ihrer Staatsangehörigen binnen sechs Monaten verlangt." 
Wie sagt Wilson so zutreffend: "Der erste Grundsatz des Friedens selbst ist Gleichheit und 
gleiche Teilnahme am gemeinsamen Vorteil!" 
O, ein Grundsatz, den die Entente bis ins kleinste verwirklicht sehen will; denn den Schluß-
punkt unter die ihr genehme Art, Deutschland aus der Welt wegzuradieren, setzt sie durch 
diese Bestimmungen: "Kriegsmaßnahmen Deutschlands in bezug auf die Liquidation feindli-
chen Eigentums sind sofort einzustellen oder wiedergutzumachen." 
Hingegen behalten sich die alliierten und assoziierten Regierungen das Recht vor, alles Eigen-
tum, Rechte und Interessen deutscher Staatsangehöriger auf ihrem Gebiet zurückzubehalten 
und zu liquidieren. (Hört! Hört!) 
Das ist das Kerkerbild nach der einen Seite, dem Ausland zu: ohne Schiffe - denn unsere 
Handelsflotte geht in die Hände der Entente über -, ohne Kabel, ohne Kolonien, ohne auslän-
dische Niederlassungen, ohne Gegenseitigkeit und Rechtsschutz, ja selbst ohne das Recht, 
mitzuwirken bei der Festsetzung der Preise für die von uns als Tribut zu liefernden Waren, für 
Kohle, pharmazeutische Artikel und so weiter, - ich frage Sie:  
Wer kann als ehrlicher Mann - ich will gar nicht sagen als Deutscher - nur als ehrlicher, ver-
tragstreuer Mann solche Bedingungen eingehen? Welche Hand müßte nicht verdorren, die 
sich und uns in diese Fesseln legt? (Lebhafter Beifall) Und dabei sollen wir die Hände regen, 
sollen arbeiten, die Sklavenschichten für das internationale Kapital, Frondienste für die ganze 
Welt leisten? Den Handel im Ausland, die einstige Quelle unseres Wohlstandes, zerschlägt 
man und macht man uns unmöglich. 
Und im Inland? Die lothringischen Erze, die oberschlesische Kohle, das elsässische Kali, die 
Saargruben, die billigen Nahrungsmittel Polens und Westpreußens, alles soll außerhalb unse-
rer Grenzen liegen, um die wir keinen höheren Zollschutz ziehen dürfen, als er am 1. August 
1914 bestand, wohl aber unsere Gegner ganz nach Belieben und ganz zu unserer Erdrosse-
lung. 
Im Innern müssen alle deutschen Einkünfte, in erster Reihe Bezahlungen für die Verzollungen 
zur Verfügung stehen. Nichts für unser Volk, nichts für Kriegsbeschädigte und Kriegerwit-
wen, alles ein Frondienst, für dessen Produkte die Preise vom Abnehmer festgesetzt werden. 
Wie, das hat Frankreich ahnen lassen, das uns die im Saarbecken geförderte Kohle mit 40 
Mark pro Tonne zahlte und sie im eigenen Land und nach der Schweiz mit 100 Francs ver-
kauft hat. (Hört! Hört!)  
Ich will Ihnen nicht alle die großen und kleinen Schlingen nachweisen, in deren Gesamtheit 
sich ein großes Volk zu Tode verstricken soll, getreu dem Worte der Times: "Wenn Deutsch-
land in den nächsten 50 Jahren wieder Handel zu treiben beginnt, ist dieser Krieg umsonst 
geführt worden." (Lebhafte Rufe: Hört! Hört! und Pfui!) 
Was soll ein Volk machen, dem das Gebot auferlegt wird: "Deutschland ist für alle Verluste, 
alle Schäden, die die alliierten und assoziierten Regierungen und ihre Nationen infolge des 
Krieges erlitten, verantwortlich." 
Was soll ein Volk machen, das bei Festsetzung seiner Verpflichtungen nicht mitreden darf, 
sondern dem man billig Gelegenheit gibt, sich zu äußern, ohne daß es an den Entscheidungen 
beteiligt würde? Auf dessen eigene Bedürfnisse kein Mensch Rücksicht nimmt und dessen 
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Ansprüche man mit der Handbewegung wegstreicht: "Deutschland verpflichtet sich, keiner 
der alliierten und assoziierten Regierungen direkt und indirekt irgendwelche Geldforderung 
für irgendwelches Ereignis, das vor Inkraftsetzung dieses Vertrages fällt, vorzulegen." 
Und weil vielleicht all dieses Maß von Fesselung und Demütigung und Ausraubung noch 
nicht ausreicht, um jede günstige Vernichtungsmöglichkeit in Zukunft auszunützen, schließ-
lich und endlich offen den Fuß in den Nacken und den Daumen aufs Aug’, - offen die erbärm-
liche Versklavung für Kind und Kindeskind: "Deutschland verpflichtet sich, alle Akte der Ge-
setzgebung, alle Bestimmungen und Verordnungen einzuführen, in Kraft zu setzen und zu 
veröffentlichen, die nötig sein könnten, um die vollständige Ausführung der oben erwähnten 
Festsetzungen zu sichern." (Lebhafte Rufe: Hört! Hört!) 
Und nun genug! Übergenug! 
Das, meine Damen und Herren, sind einige Beispiele der Vertragsbestimmungen, bei deren 
Festsetzung, wie Herr Clemenceau gestern unserer Delegation mitteilte, die Entente sich stän-
dig von den Grundsätzen habe leiten lassen, nach denen der Waffenstillstand und die Frie-
densverhandlungen vorgeschlagen worden sind. (Lebhafte Rufe: Hört! Hört! und Zurufe) 
"Eine Verwilderung der sittlichen und moralischen Begriffe"  
Eine Verwilderung der sittlichen und moralischen Begriffe, das wäre die Folge eines solchen 
Vertrages von Versailles, das Signal für den Anbruch einer Zeit, in der wieder, wie vier Jahre 
lang, nur heimtückischer, grausamer, der Mensch des Menschen Wolf wäre. 
Wir haben Gegenvorschläge gemacht. Wir werden noch weitere machen. Wir sehen, mit Ih-
rem Einverständnis, unsere heilige Aufgabe darin, zu Verhandlungen zu kommen. Dieser Ver-
trag ist nach Auffassung der Reichsregierung unannehmbar! (Minutenlanger brausender Bei-
fall im Hause und auf den Tribünen. - Die Versammlung erhebt sich. - Erneutes stürmisches 
Bravo und Händeklatschen.) 
Dieser Vertrag ist so unannehmbar, daß ich heute noch nicht zu glauben vermag, die Erde 
könne solch ein Buch ertragen, ohne daß aus Millionen und Abermillionen Kehlen aus allen 
Ländern, ohne Unterschied der Partei, der Ruf erschallt: Weg mit diesem Mordplan! (Lebhafte 
Zustimmung) 
Da und dort regt sich schon die Einsicht und die gemeinsame Menschheitsverpflichtung. In 
den neutralen Ländern, in Italien und England, vor allem auch - und das ist uns ein Trost in 
diesem letzten furchtbarsten Auflodern chauvinistischer Gewaltpolitik -, vor allem auch im 
sozialistischen Frankreich werden die Stimmen laut, an denen die Historiker einst den Stand 
der Menschlichkeit nach vierjährigem Morden messen werden. 
Ich danke allen, aus denen ein empörtes Herz und Gewissen spricht, ich danke vor allem und 
erwidere in unvergänglicher Anhänglichkeit das Gelöbnis der Treue, das gerade jetzt aus 
Wien zu uns herüberschallt. (Stürmische Bravo und Händeklatschen) Brüder in Deutsch-
Österreich, die auch in der dunkelsten Stunde den Weg zum Gesamtvolk nicht vergessen: wir 
grüßen euch, wir danken euch, und wir halten zu euch! (Stürmischer Beifall und Händeklat-
schen) 
Ich rechte nicht mit den anderen, denen der Käfig noch nicht dicht genug geflochten, noch 
nicht eng, noch nicht martervoll genug ist, der Käfig, in welchen das "deutsche Tier" gesperrt 
werden soll. Wir kennen unsern Weg. Über diese Bedingungen darf er nicht führen! Es hieße, 
nicht an Deutschlands Zukunft zweifeln, sondern diese Zukunft opfern (lebhafte Zustim-
mung), wenn wir anders denken und fühlen wollten. (Beifall) 
Stehen Sie uns bei bei der Anbahnung der Verhandlungen, lassen Sie niemand in der Welt 
darüber im Zweifel, daß Sie eins mit uns sind, das ganze Volk ein Wächter vor der Zukunft 
unserer Kinder und Kindeskinder! 
Ein einiges Volk vermag viel, ganz besonders, wenn es, wie wir heute, nicht für uns selbst, 
sondern für die Gesellschaft der Nationen dagegen protestiert, daß Haß verewigt, daß Fluch 
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für immer verankert werde! Ihnen, den Mitgliedern der Deutschen Nationalversammlung, gilt 
heute das Wort: Der Menschheit Würde ist in eure Hand gegeben! Bewahret sie! 
Würde dieser Vertrag wirklich unterschrieben, so wäre es nicht Deutschlands Leiche allein, 
die auf dem Schlachtfelde von Versailles liegenbliebe. Daneben würden als ebenso edle Lei-
chen liegen das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die Unabhängigkeit freier Nationen, der 
Glaube an all die schönen Ideale, unter deren Banner die Entente zu fechten vorgab, und vor 
allem der Glaube an die Vertragstreue! (Lebhafte Zustimmung) 
Eine Verwilderung der sittlichen und moralischen Begriffe, das wäre die Folge eines solchen 
Vertrages von Versailles, das Signal für den Anbruch einer Zeit, in der wieder, wie vier Jahre 
lang, nur heimtückischer, grausamer, feiger, die Nation das mörderische Opfer der Nation, der 
Mensch des Menschen Wolf wäre. 
"Das Stahlbad für unser aufs tiefste geschwächte Volk"  
Wir wissen es und wollen es ehrlich tragen, daß dieser kommende Friede für uns ein harter 
sein wird. Wir weichen nicht um Fadensbreite von dem zurück, was unsere Pflicht ist, was wir 
zugesagt haben, was wir ertragen müssen. Aber nur ein Vertrag, der gehalten werden kann, ein 
Vertrag, der uns am Leben läßt, der uns das Leben als unser einziges Kapital zur Arbeit und 
zur Wiedergutmachung läßt, nur ein solcher Vertrag kann die Welt wieder aufbauen. (Lebhaf-
ter Beifall und Zustimmung) Solchem Vertrag unsere Unterschrift! Seinen Bestimmungen un-
sere Treue! Seinen Auflagen all unsere Kraft und Arbeit! 
Nicht der Krieg, sondern dieser harte, kasteiende Arbeitsfriede wird das Stahlbad für unser 
aufs tiefste geschwächte Volk sein! (Lebhafte Zustimmung) Der Arbeitsfriede ist unser Ziel 
und unsere Hoffnung. Durch ihn können wir den berechtigten Forderungen unserer Gegner 
gerecht werden, durch ihn allein aber auch unser Volk wieder zu völliger Gesundung führen. 
Wir müssen von der Niederlage und den Krankheiten der Niederlage gesunden, ebenso wie 
unsere Gegner von den Krankheiten des Sieges! 
Heute sieht es fast so aus, als sei das blutige Schlachtfeld von der Nordsee bis zur Schweizer 
Grenze noch einmal in Versailles lebendig geworden, als kämpften Gespenster über all den 
Leichenhügeln noch einen letzten Kampf des Hasses und der Verzweiflung. 
Wir kämpfen nicht mehr, wir wollen den Frieden. Wir sehen mit Grausen am Beispiel unserer 
Gegner, welche Verzerrungen Gewaltpolitik und brutaler Militarismus hervorbringen. Wir 
wenden uns schaudernd von dem jahrelangen Mord. 
Gewiß: Wehe denen, die den Krieg heraufbeschworen haben! Aber dreimal wehe über die, die 
heute einen wahrhaften Frieden auch nur um einen Tag verzögern! (Stürmischer Beifall und 
Händeklatschen)<< 
Der deutsche Zentrumspolitiker Konstantin Fehrenbach erklärte am 12. Mai 1919 während 
einer Sitzung der deutschen Nationalversammlung (x063/527): >>... Wir hatten einen Frieden 
erhofft der Völkerbündnisse und der Völkervereinigung. Das ist keine Einleitung eines sol-
chen Friedens, das ist die Verewigung des Krieges. Wenn die Feinde es mit ihren Kindern und 
Enkeln gut meinen, dann besinnen sie sich noch einmal!<<  
Der britische Politiker Philip Snowden schrieb am 22. Mai 1919 im "Labour Leader" (x063/-
491-492): >>Mehr als alle anderen Staatsmänner, die für den Friedensvertrag verantwortlich 
sind, ist Präsident Wilson aufs äußerste diskreditiert. Er hat nicht darauf bestanden, daß auch 
nur eine einzige der Friedensbedingungen, die er aufstellte, gehalten wurde ...  
Sein Eingreifen in den europäischen Krieg war von jedem Standpunkt aus verhängnisvoll. 
Hätte er Amerika nicht in den Krieg gebracht, so wäre wahrscheinlich ein anständiger Frieden 
zustande gekommen. Sein Eingreifen hat die europäische Lage außerordentlich verschärft und 
brodelnde Eifersucht, Haß, bösen Willen und die Gewißheit zurückgelassen, daß ein Men-
schenalter von Krieg und Blutvergießen vor uns liegt.  
Je eher er nach Amerika zurückkehrt und aufhört, sich in die internationale Politik einzumi-
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schen, für die er offensichtlich weder den Mut noch das Wissen besitzt, desto besser für den 
Frieden der Welt.<<  
Aufgrund der französisch-britischen Friedensbedingungen traten am 26. Mai 1919 neun Mit-
glieder der US-Friedensdelegation bestürzt zurück.  
US-Attaché William Bullitt, der ebenfalls vorzeitig die Pariser Verhandlungen verließ, schrieb 
am 26. Mai 1919 an den nordamerikanischen Präsidenten (x063/526): >>... Ich bin einer von 
den Millionen, die ihrer Führung blindlings vertrauten und glaubten, Sie würden wirklich auf 
einem "dauerhaften, auf selbstloser, vorurteilsfreier Gerechtigkeit begründeten Frieden" be-
stehen.  
Aber jetzt hat die Regierung eingewilligt, die leidenden Völker der Welt neuem Zwang, neuer 
Bedrückung und Aufteilung zu überantworten - einem neuen Jahrhundert des Krieges. Das 
Unrecht in Schantung, Tirol, Thrazien, Ungarn, Ostpreußen, Danzig und dem Saarland und 
die Aufgabe des Grundsatzes der Freiheit der Meere machen neue internationale Konflikte zur 
Gewißheit. ...  
Ich bedauere es, daß sie unseren Kampf nicht zu Ende kämpften und daß Sie so wenig Ver-
trauen zu den Millionen aller Völker hatten, die Ihnen, wie ich, ihr ganzes Vertrauen schenk-
ten.<<  
Der südafrikanische Ministerpräsident Jan Smuts schrieb am 30. Mai 1919 an US-Präsident 
Wilson (x068/197-198): >>... daß wir gegenüber den Deutschen unter einer feierlichen Ver-
pflichtung stehen, einen Wilsonfrieden zu schließen, einen Frieden in Übereinstimmung mit 
ihren 14 Punkten und anderen 1918 verkündeten Grundsätzen. Es besteht nach meiner Ansicht 
absolut kein Zweifel, daß dem so ist ... Wir sind verpflichtet, einen Frieden zu schließen im 
Rahmen der 4 Eckpfeiler Ihrer Punkte und Prinzipien ...  
Es wird eine furchtbare Enttäuschung geben, wenn die Völker zu der Auffassung gelangen, 
daß wir keinen Wilsonfrieden schließen, daß wir der Welt nicht unsere Versprechungen und 
der Öffentlichkeit nicht die Treue halten ... und wir werden mit der schwersten Schande über-
schüttet werden und dieser Frieden könnte dann wohl sogar noch größeres Unheil für die Welt 
bedeuten, als es der Krieg war.<<  
Als die deutsche Nationalversammlung die Unterzeichnung des Friedensvertrages verweiger-
te, forderten die Siegermächte am 16. Juni 1919 ultimativ innerhalb von 5 Tagen die bedin-
gungslose Anerkennung des Vertrages und drohten mit der sofortigen Besetzung des gesamten 
Deutschen Reiches sowie Fortsetzung der Hungerblockade.  
In dieser Note der Siegermächte hieß es (x056/315, x243/10): >>... Während langer Jahre ha-
ben die Regierenden Deutschlands, getreu der preußischen Tradition, die Vorherrschaft in Eu-
ropa angestrebt. Sie haben getrachtet, ... ein unterjochtes Europa zu beherrschen und zu tyran-
nisieren, so wie sie ein unterjochtes Deutschland beherrschten. ... 
Sie haben ... beschlossen, ihre Vorherrschaft mit Gewalt zu begründen. Sobald ihre Vorberei-
tungen vollendet waren, haben sie einen in Abhängigkeit gehaltenen Bundesgenossen dazu 
ermuntert, Serbien innerhalb von 48 Stunden den Krieg zu erklären. Von diesem Kriege ... 
wußten sie recht wohl, er könne nicht lokalisiert werden und würde den allgemeinen Krieg 
entfesseln. ... Sie haben sich jedem Versuche der Versöhnung und Beratung entzogen, bis es 
zu spät war; und der Weltkrieg ist unvermeidlich geworden, ... den sie angezettelt hatten und 
für den Deutschland allein unter den Nationen vollständig ... vorbereitet war. ...<<  
>>... Deshalb haben die alliierten ... Mächte nachdrücklichst erklärt, Deutschland müsse als 
grundlegende Bedingung des Vertrags ein Werk der Wiedergutmachung bis zur äußersten 
Grenze seiner Fähigkeit unternehmen; ist doch die Wiedergutmachung des Unrechts, das man 
verursacht hat, das eigentliche Wesen der Gerechtigkeit. ...<<  
Da der Reichskanzler und der Reichsaußenminister sowie alle DDP-Minister die Anerken-
nung der ungerechten Friedensbedingungen entschieden ablehnten, trat die deutsche Reichsre-



 15 

gierung am 20. Juni 1919 zurück. Reichspräsident Ebert blieb trotz seiner ablehnenden Hal-
tung im Amt. Die SPD-Fraktion beschloß danach am 20. Juni 1919, die Versailler Friedens-
bedingungen anzunehmen. 
Die Mehrheit der Nationalversammlung war am 22. Juni 1919 unter Vorbehalten - Kriegs-
schuldfrage und Auslieferung von Deutschen an die Siegermächte - bereit, den Friedensver-
trag zu unterzeichnen. DNVP, DVP und die meisten DDP-Abgeordneten lehnten den Frie-
densvertrag ab (x149/38).  
Vor der entscheidenden Abstimmung der deutschen Nationalversammlung erklärte Reichs-
kanzler Gustav Bauer am 22. Juni 1919 (x063/528, x191/31): >>Am Montagabend soll der 
Krieg aufs neue beginnen, wenn nicht unser Ja in Versailles ist!  
Ein Krieg, kaltblütig auf Stunde und Minute angesagt, ein Vormarsch zu dem jedes Mordin-
strument tausendfach schon am Rhein bereitsteht, gegen ein wehrloses, waffenloses Volk. ...  
Ich rufe auf zum Protest gegen die Verhöhnung des Selbstbestimmungsrechtes, gegen die 
Verknechtung eines großen und guten Volkes, gegen die neue Bedrohung des Weltfriedens 
unter der Maske eines feierlichen Friedensvertrages! ...  
Die Regierung der Deutschen Republik ist bereit, den Friedensvertrag zu unterzeichnen, ohne 
jedoch damit anzuerkennen, daß das deutsche Volk Urheber des Krieges sei, und ohne eine 
Verpflichtung nach Artikel 227 bis 230 des Friedensvertrages zu übernehmen! ...<<  
>>... Wir stehen hier aus Pflichtgefühl, in dem Bewußtsein, daß es unsere verdammte Schul-
digkeit ist, zu retten zu suchen, was zu retten ist. ...  
Wenn die Regierung unter Vorbehalt unterzeichnet, so betont sie, daß sie der Gewalt weicht, 
in dem Entschluß, dem unsagbar leidenden deutschen Volke einen neuen Krieg, die Zerrei-
ßung seiner nationalen Einheit durch weitere Besetzung deutschen Gebietes, entsetzlicher 
Hungersnot für Frauen und Kinder und unbarmherzige längere Zurückhaltung der Kriegsge-
fangenen zu ersparen.<<  
Der SPD-Politiker Paul Löbe erklärte vor der Nationalversammlung (x256/72): >>Wenn wir 
die Annahme des Friedensvertrages billigen, so sind wir bereit, alles zu tun, um die Bedin-
gungen bis an die Grenze des Möglichen durchzuführen. Das ist die unvermeidliche Folge des 
Kriegsausgangs. 
Was aber undurchführbar ist, bleibt auch nach unserer Unterschrift undurchführbar. Ein ent-
rechtetes, verhungertes Volk ist arbeitsunfähig, ein vergewaltigtes Volk ist nicht nur um sein 
eigenes Lebensglück betrogen, es betrügt auch seine Vergewaltiger.  
Deshalb muß, was an den Friedensbedingungen unmöglich ist, in friedlicher Verhandlung 
durch verständiges Entgegenkommen beseitigt werden. ...<<  
Aufgrund der ultimativen Drohung der Siegermächte, den Krieg erneut zu eröffnen und nach 
Deutschland einzumarschieren, unterzeichneten die deutschen Delegierten schließlich am 28. 
Juni 1919 den von den Siegern allein ausgehandelten und diktierten "Versailler Friedensver-
trag".  
Infolge der gnadenlosen Methoden der Siegermächte mußte sich die deutsche Regierung - wie 
nach dem Ende des 30jährigen Krieges im Jahre 1648 - der menschenverachtenden Gewalt 
beugen. Der deutsche Staat mußte letzten Endes in Versailles nicht nur ein politisches und 
militärisches, sondern auch ein volkswirtschaftliches Todesurteil akzeptieren.  
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Abb. 55 (x149/38): Karikatur aus dem "Simplicissimus" 1919. Die Überschrift lautet: "Ver-
sailles", sie ist unterschrieben: Auch Sie haben noch ein Selbstbestimmungsrecht: Wünschen 
Sie, daß Ihnen die Taschen vor oder nach dem Tode ausgeleert werden?" 
Dargestellt sind Lloyd George, George Clemenceau und Woodrow Wilson. 
Vor der Unterzeichnung erklärte der SPD-Politiker Hermann Müller am 28. Juni 1919 (x065/-
371): >>Der übermächtigen Gewalt weichend und ohne ihre Auffassung über die unerhörte 
Ungerechtigkeit ... aufzugeben, erklärt die deutsche Regierung, daß sie bereit ist, die ... Frie-
densbedingungen anzunehmen und zu unterzeichnen.<<  
Die erzwungene Unterzeichnung des "Versailler Friedensvertrages" und die erpreßte Aner-
kennung der deutschen Kriegsschuld erfolgte am 28. Juni 1919, dem 5. Jahrestag des Mordes 
von Sarajevo, im Schloß von Versailles (zusätzliche Demütigung für die deutsche Kaiserpro-
klamation im Jahre 1871).  
Der gewaltsam erpreßte Versailler Friedensvertrag war eigentlich ein Racheakt der Sieger-
mächte Frankreich, Großbritannien und USA. Ohne die heimtückischen Maßnahmen und ka-
tastrophalen Folgen dieses vermeintlichen "Friedensvertrages" hätte es sicherlich keinen 
Zweiten Weltkrieg gegeben.  
Infolge der Tatsache, daß die Anerkennung des Versailler Friedensvertrages gewaltsam und 
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damit völkerrechtswidrig erpreßt wurde, waren sämtliche "Friedensbedingungen", wie z.B. 
Gebietsabtretungen, Wiedergutmachungsleistungen etc. unwirksam, so daß die Grenzen des 
Deutschen Reiches völkerrechtlich unverändert blieben. 
Oberst Edward M. House, ein Berater des US-Präsidenten, berichtete später über die Unter-
zeichnung des Friedensvertrages im Spiegelsaal von Versailles (x068/199): >>Ich hatte ein 
Gefühl der Sympathie mit den Deutschen, die stoisch dasaßen. Es war dem ähnlich, was man 
in alten Zeiten tat: der Sieger schleifte den Besiegten hinter seinem Wagen her ...<<  
Abgeordnete der Zentrumsfraktion rechtfertigten am 9. Juli 1919 die Unterzeichnung des 
Friedensvertrages in Versailles (x149/38): >>... Es geschieht nicht aus freiem Willen oder in-
nerer Überzeugung, es geschieht lediglich unter dem harten Zwang der Tatsache, daß es kei-
nen anderen Weg gibt, das Reich vor Anarchie und Zerfall zu retten und Volk und Vaterland 
vor dem sicheren Untergang zu bewahren. 
Das Reich wird nach besten Kräften suchen, den Vertrag zu erfüllen; aber binnen kurzem wird 
sich zeigen, daß er in vielen oder wesentlichen Teilen unerfüllbar ist. Schon deshalb ist eine 
baldige Revision eine unabweisbare Notwendigkeit.<<  
Die Nationalversammlung bestätigte am 9. Juli 1919 mit 208 gegen 115 Stimmen (DNVP, 
DVP und die Mehrheit der DDP) die Versailler Friedensbedingungen. Die Urkunde wurde 
danach von Reichspräsident Ebert unterzeichnet und nach Paris geschickt. 
Am 12. Juli 1919 hoben die Alliierten die Hungerblockade gegen das Deutsche Reich auf. Im 
Verlauf der planmäßigen Hungerblockade von November 1918 bis Juli 1919 verhungerten 
mindestens 300.000 wehrlose deutsche Zivilisten (x063/521).  
Der US-Senat weigerte sich am 18. November 1919, den gewaltsam erpreßten Versailler Ver-
trag zu ratifizieren.  
US-Senator William E. Borah erklärte während dieser Senatsdebatte (x065/372-373): >>... Ihr 
Vertrag bedeutet nicht Frieden. Wenn wir die Zukunft an Hand der Vergangenheit beurteilen, 
bedeutet er Krieg ...<<  
Der SPD-Abgeordnete Wilhelm Hoegner (1887-1980, 1930-33 Mitglied des Reichstages, 
emigrierte 1933 in die Schweiz) schrieb später über den Versailler Friedensvertrag (x321/8): 
>>Das Vertragswerk von Versailles war nur das Werkzeug zur Fortsetzung des Krieges mit 
anderen Mitteln. … Das was nicht der Friede der 14 Punkte Wilsons, der mit der Note des 
amerikanischen Staatssekretärs Lansing vom 3. November 1918 feierlich zur Rechtsgrundlage 
der Friedensverhandlungen geworden war.  
Im Vertrauen auf die Heiligkeit der Verträge hatte Deutschland damals die Waffen niederge-
legt und die unerhört harten Waffenstillstandsbedingungen angenommen. Jetzt sah es sich in 
seinem Vertrauen getäuscht, den Vorfriedensvertrag von den Siegermächten schnöde gebro-
chen und damit die zwischenstaatliche Ordnung für alle Zukunft erschüttert, Gewalt an die 
Stelle des Rechtes gesetzt.<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete später (im Jahre 1999) über die Unter-
zeichnung des Versailler Friedensvertrages (x887/...): >>Der Krieg ging weiter 
"Folterung eines ganzen Volkes": Das Menetekel des 20. Jahrhunderts wird 80 
Am 28. Juni jährt es sich zum 80. Male, daß der erste Abschnitt des - um eine Diktion der bri-
tischen Premierminister Winston Churchill und John Major aufzugreifen - "Dreißigjährigen 
Krieges" gegen Deutschland mit der Unterzeichnung des Versailler Friedensvertrages abge-
schlossen wurde.  
Im Spiegelsaal des Schlosses zu Versailles, den die Sieger ausgesucht hatten als historischen 
Ort, an dem 1871 das Deutsche Reich proklamiert worden war, mußten Reichsaußenminister 
Hermann Müller und Reichsjustizminister Johannes Bell den Vertrag unterschreiben, der, da 
es keinerlei Verhandlung gab, sondern die Deutschen nur zum Befehlsempfang antreten durf-
ten, gemeinhin und korrekt als "Diktat" bezeichnet werden muß.  
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Die Bedingungen, welche die Alliierten in 440 Artikeln bis ins Penibelste festgelegt hatten, 
waren teilweise von absurder Rigorosität, ja Brutalität. ... 
Das Friedensdiktat von Versailles war in damaliger Zeit einmalig. Dergleichen Friedensver-
träge hatte es jedenfalls in der Neuzeit noch nie gegeben. ... 
Zwar unterbreitete die Reichsregierung den in Versailles versammelten Siegermächten Ge-
genvorschläge, doch gab es keinerlei Verhandlungsspielraum. Sie wurden vom Tisch ge-
wischt. Deutschland wurde eine kurze Frist gesetzt, um den Vertrag unverändert zu unter-
schreiben. Andernfalls wurden schärfste Strafmaßnahmen angedroht. 
Als der Inhalt des Versailler Vertrages in Deutschland bekannt wird, schlagen die Wellen der 
Erregung hoch, und zwar in allen politischen Lagern, von ganz links bis ganz rechts. ... 
Die Deutsche Nationalversammlung trat am 12. Mai 1919 zu einer besonderen Sitzung zu-
sammen, um mit einer einmütigen Kundgebung aller Parteien, also auch der linken, gegen die 
"Fortsetzung des Krieges mit anderen Mitteln", als die sie das Versailler Diktat ansahen, in 
schärfster Form zu protestieren. Sie wies die Zumutung, dem Diktat freiwillig zuzustimmen, 
als "feige und ehrlos" zurück. Und Gustav Scheidemann, SPD, erster Ministerpräsident der 
Weimarer Republik, erklärte namens der Reichsregierung:  
"Der schauerlichste und mörderische Hexenhammer, mit dem einem großen Volk das Be-
kenntnis der eigenen Unwürdigkeit, das Einverständnis mit Versklavung und Helotentum ab-
gepreßt und erpreßt werden soll, dieser Friedensvertrag darf nicht zum Gesetzbuch der Zu-
kunft werden. ... Welche Hand müßte nicht verdorren, die sich und uns in diese Fesseln legt. 
... Dieser Vertrag ist nach Auffassung der Regierung unannehmbar."  
Das Protokoll verzeichnet: "Minutenlanger brausender Beifall im Haus und auf den Tribünen; 
die Versammlung erhebt sich; erneutes stürmisches Bravo und Händeklatschen."  
Der liberale Abgeordnete Hausmann rief: "Dieser Vertrag ist eine neue Form langsamer Folte-
rung eines ganzen Volkes."  
Der Zentrumspolitiker Fehrenbach sagte am Ende der Sitzung: "Der heutige Tag ist eine 
machtvolle, einheitliche, geschlossene Kundgebung der ganzen deutschen Volksvertretung 
gegen den Gewaltfrieden, den man uns diktieren will. ... Den Frieden können wir nicht an-
nehmen!"  
Und er prophezeite hellsichtig, würde das Deutsche Reich gezwungen, den Vertrag zu unter-
schreiben, dann werden "unsere Kinder mit dem Willen erzogen werden, nicht nur die Hand 
zur Faust zu ballen, sondern die Sklavenketten zu brechen, die Schmach abzuwaschen". ... 
Die Reichsregierung unter dem Sozialdemokraten Scheidemann trat aus Protest zurück. Die 
neu gewählte Regierung aber sah sich gezwungen, die Unterschrift zu leisten. 
Das änderte nichts daran, daß sich in Deutschland alle politischen Kräfte in der Abwehr der 
Vertragsbedingungen einig waren. Vor allem der "Kriegsschuldparagraph" stieß auf wütende 
Ablehnung. ... 
Am 29. August 1924 widerrief die deutsche Reichsregierung die erzwungene Kriegsschuld-
Anerkennung.  
Am 30. Januar 1925 erklärte der liberale Reichskanzler Hans Luther: "Die wahre Verständi-
gung und Versöhnung zwischen den Völkern kann nicht vollendet werden, solange ein einzel-
nes Land zum Verbrecher an der Menschheit gestempelt wird und sich nicht das ganze Aus-
land von der Unrichtigkeit der Anklagen überzeugt, das deutsche Volk habe durch seinen An-
griff den Weltkrieg entfesselt." 
Die Reihe solcher Stimmen ließe sich beliebig verlängern; alle deutschen Regierungen, alle 
Parteien waren sich einig in der Ablehnung. Weil aber Deutschland politisch und militärisch 
ohnmächtig war, konnte niemand die Revision des Vertrages durchsetzen. ... 
Diese Demokratie brach schließlich nicht zuletzt unter der Last der Reparationen und der 
permanenten Beschuldigungen zusammen. 
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Inzwischen ist es Allgemeingut bei allen Klarsichtigen geworden, daß es ohne den Versailler 
Vertrag in dieser Form keinen Zweiten Weltkrieg gegeben hätte.<<  
Der Vertrag von Versailles trat am 10. Januar 1920, um 4.15 Uhr, in Kraft, obwohl sich die 
Siegermacht USA weiterhin weigerte, den Vertrag zu unterzeichnen.  
Da der US-Senat den Versailler Vertrag und den Beitritt zum Völkerbund später beharrlich 
ablehnte, verlangte vor allem die beleidigte französische Regierung nur noch unnachgiebiger 
die Erfüllung der astronomischen, unbezahlbaren Reparationsverpflichtungen.  
Gerd Schultze-Rhonhof (von 1959-1996 Angehöriger der deutschen Bundeswehr, seit 1991 
Generalmajor, Autor des 2003 erschienen Sachbuch-Bestsellers "1939 - Der Krieg, der viele 
Väter hatte") berichtete später über Wilsons Friedensangebote und die Versailler Friedensver-
handlungen (x320/17-18): >>Die Konferenz 
Es kommt zum Waffenstillstand und der Konferenz von Versailles, die in fataler Weise Ge-
schichte schreiben wird. Die Versammlung leitet der französische Ministerpräsident Georges 
Clemenceau, der die 14 Wilson-Punkte nicht anerkennt und die deutsche und die österreichi-
sche Konferenzdelegation von den Verhandlungen ausschließt. So verhandeln Briten, Franzo-
sen, Amerikaner, Belgier, Polen und weitere 22 Siegerstaaten geschlossen unter sich. Sie be-
schließen die Abtrennung deutscher Gebiete und die Geld- und Sachreparationen, die 
Deutschland an sie abtreten, zahlen oder leisten soll. Sie legen die nach Versailles benannte 
Nachkriegsordnung für Europa zu alleinigen Lasten der Besiegten fest. 
Am 7. Mai 1919 werden die von den 27 Siegerstaaten festgelegten Bedingungen erstmals der 
deutschen Delegation eröffnet. Clemenceau überreicht sie mit den Worten: "Die Stunde der 
Abrechnung ist da." Die Bitte der deutschen Delegation, den "Vertrag", den sie nun unter-
schreiben soll, vorher verhandeln zu können, wird abgelehnt. Um dem Ausmaß ihrer Forde-
rungen den Anschein von Berechtigung zu geben, versteigen sich die Sieger darauf, Deutsch-
land und seinen Kriegsverbündeten die Alleinschuld am Ersten Weltkrieg zuzuschreiben. 
Der Vertrag verlangt von Deutschland eine große Zahl an Land- und Bevölkerungsabtretun-
gen: das zu 88 Prozent deutschsprachige Elsaß-Lothringen an Frankreich, die Provinzen Po-
sen, fast das ganze, zu 70 Prozent deutschsprachige Westpreußen und das oberschlesische In-
dustriegebiet an Polen, das Memelgebiet an den Völkerbund, das Hultschiner Ländchen an die 
Tschechoslowakei, Nordschleswig an Dänemark, das Gebiet um die Städte Eupen und Mal-
medy an Belgien sowie Danzig und Umland als Freistaat unter die Hoheit des Völkerbundes. 
Der Vertrag stellt außerdem das Saargebiet für 15 Jahre unter Frankreichs Herrschaft. 
Mehr als die Landverluste schmerzen die erzwungenen Bevölkerungsabtretungen. Die Aus-
gliederung von sieben Millionen Menschen aus dem Deutschen Reich und die Grenzen neuer 
Staaten trennen Millionen von Familien auf unbestimmte Dauer. Mit dem Vertrag verliert 
Deutschland seine Kolonien, zumeist an England.  
Die Streitkräfte werden auf 100.000 Mann im Heer und 15.000 in der Marine reduziert. Das 
Deutsche Reich muß den größten Teil der Handelsflotte und seiner Goldreserven an die Sieger 
übergeben, dazu einen Großteil seiner jährlichen Eisenerz- und Kohleförderung, Unmengen 
von Nutzvieh sowie Landwirtschaftsmaschinen, 150.000 Eisenbahnwaggons und viele tau-
send Lokomotiven und Lastkraftwagen. Das gesamte private Auslandsvermögen und unzähli-
ge Industriepatente werden konfisziert. Die Geldzahlungen sind exorbitant und über 70 Jahre 
zu begleichen. 
Deutschland wird diese, wie sich später zeigen wird, nie in voller Höhe zahlen können. …<< 
Aufgrund der vermeintlichen Alleinschuld am Ausbruch des Ersten Weltkrieges verlor das 
Deutsche Reich insgesamt 70.580,4 Quadratkilometer bzw. 13 % seiner bisherigen Gebiete 
sowie 6,5 Millionen Einwohner bzw. 10 % der Bevölkerung und hatte riesige Wiedergutma-
chungsleistungen zu erbringen.  
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Abb. 56 (x315/118): Grenzen des Deutschen Reiches nach 1919. 
Bei den Gebietsabtretungen spielte Frankreich eine besonders unrühmliche Führungsrolle und 
befürwortete speziell den polnischen und tschechischen Expansionsdrang nach Westen. Die 
Polen und Tschechen sollten nach den französischen Wunschvorstellungen die bisherige Auf-
gabe der Deutschen als sogenannte "Pufferzone" zwischen Ost- und Westeuropa übernehmen 
und wichtige Eckpfeiler gegen Rußland werden. Diese kurzsichtige und menschenverachtende 
Politik änderte nicht nur die Landkarten Ost-Mitteleuropas grundlegend, sondern sie bedeutete 
letztlich auch den ersten Schritt zur Liquidation der jahrhundertealten deutschen Ostsiedlung.  
Nach dem Versailler Vertrag mußte das Deutsche Reich zwangsweise auf folgende Gebiete 
verzichten:  
Gebietsabtretungen (ohne Volksabstimmung):  
1. Frankreich übernahm Elsaß-Lothringen.  
2. Eupen und Malmedy mußten an Belgien abgetreten werden.  
3. Polen erhielt nahezu die gesamte Provinz Posen und rd. 75 % der Provinz Westpreußen. 
Der "Polnische Korridor" trennte die preußische Provinz Ostpreußen danach wieder, wie in 
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den Jahren 1466-1772, vom übrigen Deutschen Reich.  
4. Danzig wurde als "Freie Stadt" dem Schutz des Völkerbundes unterstellt.  
5. Das Memelland erhielt am 4. Oktober 1920 zwar eine französische Besatzungsmacht, wur-
de später aber gewaltsam durch Litauen besetzt und nach Zustimmung des Völkerbundes an-
nektiert.  
6. Teile Niederschlesiens - das Hultschiner Ländchen mit seinen großen Kohlevorkommen - 
mußte man der Tschechoslowakei überlassen.  
Abtretungsgebiete mit Volksabstimmung:  
1. Nordschleswig fiel an Dänemark - 75 % der Bevölkerung stimmten gegen das Deutsche 
Reich.  
2. Oberschlesien fiel an Polen, obgleich sich 59,6 % der Oberschlesier für den Verbleib beim 
Deutschen Reich entschieden. Oberschlesien wurde nach der Volksabstimmung kurzerhand 
gewaltsam durch polnische Truppen besetzt und das Deutsche Reich mußte gemäß Entschei-
dung des Völkerbundes vom 20. Oktober 1921 die wertvollsten Teile der östlichen oberschle-
sischen Industriegebiete abtreten. Diese ungerechte Entscheidung stellte ebenfalls einen 
schwerwiegenden Vertragsbruch der Siegermächte dar. 
Durch die Abtretung der östlichen Teile des oberschlesischen Industriegebietes - Kattowitz, 
Königshütte, Lublinitz, Myslowitz, Pleß, Rybnik, Tarnowitz und von anderen wichtigen Indu-
striestandorten - verloren die Deutschen unersetzliches Volksvermögen und riesige, erschlos-
sene sowie leicht abbaubare Steinkohlevorkommen - die mächtigen Flöze waren häufig bis zu 
15 m stark. Von den 62 oberschlesischen Kohlebergwerken übernahm Polen 49! Das Deut-
sche Reich mußte den Polen außerdem alle 23 Zinkwerke und 11 oberschlesische Zinkminen, 
die damals ca. 18 % der gesamten Zink-Weltproduktion erzeugten, ohne Entschädigung über-
lassen (x019/95).  
Gebiets- und Bevölkerungsverluste des Deutschen Reiches infolge der Gebietsabtretun-
gen von 1919-22 (x012/46, x018/675, x019/55): 
 
Gebietsabtretungen qkm Bevölkerung 
   
Deutsches Reich (Stand: 01.12.1910) 541.125,4 64.926.000 
Memelland an Litauen -    2.656,7 -     141.238 
Danzig und Umgebung an Freistaat Danzig -    1.914,2 -     330.630 
Fast die gesamte Provinz Posen, 75 % von Westpreußen, 
Teile von Nieder- und Oberschlesien, Ostpreußen sowie 
Ostpommern an Polen 

 
 

-  46.142,4 

 
 

-  3.854.961 
Oberschlesische Gebiete und das Hultschiner Ländchen 
an die Tschechoslowakei 

 
-       315,9 

 
-       48.446 

Nordschleswig an Dänemark -    3.992,7 -     166.348 
Eupen und Malmedy an Belgien -    1.035,5 -       59.945 
Verluste der preußischen Provinzen -  56.057,4 -  4.601.568 
Elsaß-Lothringen an Frankreich -  14.523,0 -  1.874.000 
Deutsche Gesamtverluste -  70.580,4 -  6.475.568 
Deutsches Reich (Stand: 31.12.1922)  470.545,0  58.450.432 

Ausbeutung von deutschen Kohlengruben  
Frankreich erhielt das Recht, die wertvollen Kohlevorkommen an der Saar auszubeuten. Die 
linksrheinischen Gebiete der preußischen Rheinprovinzen dienten als "Bürgschaft" und wur-
den in 3 Besatzungszonen mit 7,2 Millionen Einwohnern eingeteilt. Die linksrheinischen Ge-
biete sollten bei pünktlicher Vertragserfüllung nach 5-15 Jahren Militärbesatzung geräumt 
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werden (x041/82). Das Deutsche Reich mußte selbstverständlich auch die gesamten Besat-
zungskosten tragen.  
Sonstige Enteignungen  
Das Deutsche Reich mußte auf alle deutschen Kolonien und die deutschen Rechte im Ausland 
- Patente, Überseekabel etc. - verzichten und verlor sein gesamtes Auslandsvermögen in Höhe 
von etwa 24,0 Milliarden Mark (x074/1.015).  
Die Siegermächte beschlagnahmten bzw. liquidierten ferner zahlreiche deutsche Privatvermö-
gen.  
Der Erste Weltkrieg kostete dem Deutschen Reich etwa 1/3 seiner Kohlen-, 50 Prozent seiner 
Blei-, 2/3 seiner Zinkerz- und 3/4 seiner gesamten Eisenerzvorkommen (x054/188). Die Ab-
tretung der landwirtschaftlichen Überschußgebiete in den Provinzen Posen und Westpreußen 
sowie die Zwangsenteignung der wertvollen oberschlesischen Kohlenvorräte und modernen 
Schwerindustriebetriebe stellten das Deutsche Reich bereits ohne die noch zusätzlich zu 
erbringenden Wiedergutmachungsleistungen vor gewaltige, fast unlösbare wirtschaftliche 
Nachkriegsprobleme. Von 1914-22 verminderte sich das gesamte deutsche Volksvermögen 
von 310,0 Milliarden um 150,0-200,0 Milliarden Mark (x063/524).  
Militärische Bestimmungen  
Die personelle Stärke des deutschen Heeres wurde auf 100.000 Berufssoldaten reduziert, die 
Marine verfügte nur noch über 15.000 Mann. Die schwache Reichswehr konnte danach nir-
gends die Sicherung der Landesgrenzen gewährleisten, denn sie besaß keine schweren Waffen 
und keine Luftstreitkräfte. Diese Entwaffnungsbestimmungen wurden durch Militärkontroll-
kommissionen der Alliierten regelmäßig überprüft. Das linke Rheinufer wurde für 15 Jahre 
durch alliierte Truppen besetzt und das Rheinland entmilitarisiert. Den von beiden deutschen 
Staaten angestrebten Anschluß Deutsch-Österreichs an das Deutsche Reich untersagte man. 
Die Forderung, eine Armee aus langfristig dienenden Berufssoldaten aufzustellen, hatte später 
verhängnisvolle Konsequenzen. Die "Reichswehr" kapselte sich als Berufsheer schon bald 
von der Weimarer Republik ab und bildete einen "Staat im Staate". Die Reichswehr blieb 
zwar unpolitisch, entwickelte aber auch keine innere Bindung an die demokratische Republik. 
Kriegsschuld und Reparationen 
Aufgrund der vermeintlichen Alleinschuld mußte das Deutsche Reich riesige Wiedergutma-
chungsleistungen erbringen.  
Der Artikel 231 des Vertrages erläuterte die Reparationen wie folgt (x061/411): >>Die ver-
bündeten und assoziierten Regierungen erklären, und Deutschland erkennt an, daß Deutsch-
land und seine Verbündeten als Urheber für alle Verluste und Schäden verantwortlich sind, 
die die alliierten und assoziierten Regierungen und ihre Staatsangehörigen infolge des Krie-
ges, der ihnen durch den Angriff Deutschlands und seiner Verbündeten aufgezwungen wurde, 
erlitten haben.<<  
Die Höhe der Geldleistungen sollte erst später festgelegt werden, aber das Deutsche Reich 
wurde zum Schluß gezwungen, innerhalb von 30 Jahren für alle Schäden und Verluste der 
Siegerstaaten - einschließlich der hohen britischen und französischen Schulden gegenüber 
Nordamerika - aufzukommen. Das Deutsche Reich mußte sofort eine 1. Teilzahlung von 10,0 
Milliarden Goldmark leisten und hatte zusätzlich gewaltige Sachleistungen zu erbringen: Alle 
Handelsschiffe über 1.600 BRT, 25 % der gesamten Fischfangflotte, 8.000 Lokomotiven, 
230.000 Eisenbahnwaggons, 5.000 Kraftfahrzeuge, Fabrikeinrichtungen, Maschinen, Kohle, 
Vieh usw. mußten an die Sieger abgeliefert werden (x061/411, x090/259, x175/154).  
Sonstige Bestimmungen 
Aufhebung aller Handelsverträge und Anerkennung von Verträgen, die von den Alliierten in 
Zukunft ohne Mitwirkung Deutschlands geschlossen werden. Alle deutschen Häfen, Wasser-
straßen, Eisenbahnen und Flüsse wurden zu "internationalen Einrichtungen" erklärt (x041/83). 
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Das entmündigte und gedemütigte Deutsche Reich mußte danach allen Nationen freie Durch-
fahrt und Nutzung gewähren. 
 


